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Wohnkantons erst nach zweijährigem „ununterbrochenem" Wohnsitz des
Unterstützungsbedürftigen Platz greift. Dazu tritt ergänzend die Bestimmung
des Art. 4: „Perlätzt der Unterstützungsberechtigte den bisherigen Wohnkanton,
so endigt die Unterstützungspflicht dieses Kantons." Und Art. 5. der die
Kostenverteilung normiert, legt dem Wohnkanton keine andern Kosten auf als solche,
welche ihm aus der i n A r t. 2 festgefetzten Unterstützungspflicht erwachsen.
Daraus geht unzweideutig hervor, datz nach einer Unterbrechung des Wohnsitzes
die in Art. 3 vorgesehenen Fristen von neuem zu laufen beginnen.

Es folgt daraus im vorliegenden Falle, datz für die Berechnung der
Kostenverteilung einzig der von der Familie F. in Basel zuletzt unterm v. Januar 191L
erworbene Wohnsitz in Betracht fällt. Da diese Wohnfitzdauer weniger als zehn
Fahre beträgt, fallen gemäß Art. à, Abs. l, des Konkordates zwei Drittel der
Unterstützungskosten zu Kasten des Heimatkantons Aargau, ein Drittel zu Lasten
des Wohnkantons Basel-Stadt. Und zwar mutz diese Regelung mit Rückwirkung
auf 1. Juli 1920 eintreten, da unter diesem Datum das Konkordat zwischen den
beiden Kantonen in Wirksamkeit getreten ist und der streitige Unterstützungsfall
damals schon anhängig war.

Der von den aargauischen Behörden eingenommene Standpunkt kann dabêr
nicht geschützt werden.

Unter diesen Umständen darf die Frage, ob überhaupt der gegenwärtige
Rekurs innerhalb nützlicher Frist erhoben worden ist — eine Frage, die an Hand
der kantonalen Registratnreinträge besonders zu prüfen wäre — unerörtert
bleiben.

Demnach wird beschlossen :

1. Der von der Direktion des Innern des Kantons Aargau aus Grund von
Art. 18 des .Konkordates betreffend wohnörtliche Unterstützung gegen den
Beschluß des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt vom 1. April 1921

betreffend Unterstützung der Familie F.-R. eingereichte Rekurs wird als
unbegründet abgewiesen.

2. Im Sinne des erwähnten Entscheides der Regierung von Basel-Stadt
wird verfügt:

a) Die Kosten für die Versorgung des F. G. F. von D. in der Anstalt
Königsfelden fallen ausschließlich zu Lasten des Kantons Aargau.

b) Die Kosten für die Unterstützung der Ehefrau und der Kinder des
Vorgenannten, in Basel, fallen mit Wirkung ab 1. Juli 1920 zu zwei Dritteln zu
Lasten des Kantons Aargau, zu einem Drittel zu Lasten des Kantons Basel-Stadt.

Collision eines Anspruches auf Ersatz und eines solchen
auf Rückerstattung von Arinenunterstützungen.

(Entscheid des Regierungsrates von Baselstadt vorn 22. November 1918j.

Die beiden Kinder eines in Aarau wohnhast gewesenen, dort mittellos
verstorbenen Basler Bürgers waren in der Folge von der Bürgerlichen Waisen-

anstatt Basel während längerer Zeit mit erheblichen Betrügen unterstützt worden.

Beim spätern Tode des ebenfalls in Aarau niedergelassenen Großvaters der

beiden Kinder, der ein Vermögen von rund 180,000 Fr. hinterließ, machte die

Waisenanstalt Basel gegenüber dessen Nachbaß eine Ersatzforderung in der Höhe

der -von ihr an die Großkinder des Erblassers geleisteten Unterstützungsbeiträge
g'ltend. Die aarganische Nachlatzbdbörde behandelte aber diese Forderung nicht

als 'Erbschaftsschuld, sondern als einen gegenüber den unterstützten Großkindern
erhobenen Rückerstattungsanspruch, und ließ sie daher bei der Teiluna unberllck-
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sichtigt. Km weiter» Verlaufe klagten die beiden Großkinder beim Regierungsrat
Basel-Stadt aus eine ihren Verhaltnissen angemessene Reduktion der von der
Waisenanstalt Basel geltend gemachten Forderung und um Stundung der so

verbleibenden Restschuld bis zur erfolgten Liquidation der noch unverteilten
Erbliegenschasten in Aarau. Tie Waisenanstalt beantragte Abweisung der Klage.
In erster Linie handle es sich um eine Ersatzforderung gemäß Z.G.B. Art. 329,
Abs. 3, somit um eine Schuld des Erblassers. Tie Angemessenheit des
geforderten Betrages richte sich daher nicht nach den finanziellen Verhältnissen der
Kläger, sondern nach denen des Erblassers. Ta dieser ein großes Vermögen hin-
terlassen habe, bestehe kein Grund zur Reduktion der Ersatzforderung. Eventuell
werde die Forderung als Rückerstattungsanspruch gegen die Kläger persönlich
geltend gemacht auf Grund von 8 12 des kantonalen ArmcngcsetzeS.

Tee Regierungsrat bat es abgelehnt, zurzeit aus die Liage einzutreten, und
zwar aus folgenden Gründen:

Stach Z.G.B. Art. 329 wird der Unterstübungsanspruch gegenüber
Verwandten von der unterstützungspslichtigen Armenbehörde geltend gemacht, wenn
der Berechtigte von der öffentlichen Armenpflege unterstützt wird. Ta nach

Z.G.B. Art. 328 Blutsverwandte in auf- und absteigender Linie zu gegenseitiger
Unterstützung verpflichtet sind, war die Waisenanstalt in thest berechtigt, die au
die Kläger geleisteten Unterstützungsbeträge von deren Großvater ersetzt zu
verlangen. Tobet handelt rs sich um einen rein zivilrechtlichcn Anspruch, der vor
der zuständigen Behörde des Wohnsitzes des Pflichtigen geltend gemacht werden
muß. (Bundesgericht, A. S. 191,ä, B. 3, S. 199 ff.)

Anderseits gibt 8 12 des baselstädtischen Armengesetzes den Biirgergemein-
den die Möglichkeit, von den unterstützten Personen Rückerstattung der geleisteten
Unterstützung zu verlangen, wenn diese in merklich bessere Vermögensverhältnisse
gelangen. In solchen Fällen handelt es sich um einen öffentlich-rechtlichen
Anspruch, über den nur die zuständige baslerische Behörde entscheiden kann.

Tie Waisenanstalt hat nun ihren Anspruch gegenüber dear AV-chlast des

Großvaters der Kläger und nicht gegenüber den Klägern persönlich geltend
gemacht, indem sie seinerzeit ihre Forderung bei der aargauischen Slachletzbehördc
eingereicht hat. Es handelt sich somit unzweifelhaft in erster Linie um einen
Ersatzanspruch, der sich aus Z.G.B. Art. 328 ff. stützt und nicht, wie die Kläger
irrtümlicherweise glauben, um einen Rückerstattungsanspruch auf Grund des

baselstädtischen Armengesetzes. Da aber der Erblasser seinen letzten Wohnsitz in
Aarau hatte, ist nur die aargauische Behörde zum Entscheid zuständig.

Die Waisenanstalt macht aber eventuell auch einen Rückerstattuugsanspruch
gegenüber den Klägern persönlich geltend. Zum EntscheideZiber di Tm 'Anspruch
wäre allerdings der baselstädtische Negierungsrat zuständig. Da aber die
Waisenanstalt in erster Linie auf ihrem Ersatzanspruch beharrt, muß zu-rst hierüber
entschieden sein, bevor der Entscheid über den Rückerstattungsanspruch getroffen
werden kann: denn dieser hängt davon ab. ob und in welchem Umfange der
Ersatzanspruch gutgeheißen wird, da es sich inhaltlich bei beiden Ansprüchen um die

gleich? llnterstützungssumme handelt.
Es kann daher auf die Klage zurzeit nicht eingetreten werden: doch bleibt

es den Klägern vorbehalten, sie wieder geltend zu machen, wenn die -.»ständige
aargauische Behörde über den Ersatzanspruch entschieden haben wird.

/îìllîlkchî zuverlässiges iwäöchen ^iir Besorgung der krausaeswäfte in Einfamilienkau? ant Sem

ìelriîiull Lande. Einige Aochkenntnisse erwünscht. Frau L.BiOsel-AllMM. KirchlekkllU bei Seböft-
land, Aargau.
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